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Sozialgericht Sozialgericht München
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung 38
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze I. Legen Krankenkassen gegen eine

Entscheidung des
Zulassungsausschusses, betreffend die
Durchführung des
Nachbesetzungsverfahrens
Anfechtungsklage ein und erledigt sich
diese durch Antragsrücknahme des
antragstellenden Vertragsarztes, ist eine
Wiederholungsgefahr auch dann zu
bejahen, wenn bei ähnlichen
Konstellationen, auch wenn es um die
Durchführung des
Nachbesetzungsverfahrens auf
Antragstellung anderer Vertragsärzte
geht, bei im Wesentlichen unveränderten
tatsächlichen und rechtlichen Umständen
zu erwarten ist, dass der
Zulassungsausschuss in gleicher Weise
positiv entscheidet. Damit ist die
Möglichkeit eines wiederholten Auftretens
der Rechtsfrage nicht entfernt liegend
(vgl. BSG, Urteil vom 11.12.2002, Az B 6
KA 32/01 R; SG Berlin, Urteil vom
10.07.2019, Az S 83 KA 264/17). 

II. Die zum Zulassungsentzug (Annahme
der Nichtausübung der vertragsärztlichen
Tätigkeit) führenden Fallzahlen sind
grundsätzlich auch auf die Durchführung
des Nachbesetzungsverfahrens
anzuwenden. Bei Würdigung der
geringeren Eingriffsintensität und
Beachtung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit können sogar höhere
Fallzahlen (über 10 % der Fallzahlen der
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Vergleichsgruppe) die Versagung der
Durchführung des
Nachbesetzungsverfahrens rechtfertigen.

III. Ein Fallzahlvergleich zur Beurteilung
der Fortführungsfähigkeit einer Praxis ist
nur möglich, wenn keine besondere
Praxisstruktur vorliegt. 

IV. Für die Frage, ob eine für die
Nachbesetzung eines Vertragsarztsitzes
in einer Berufsausübungsgemeinschaft
fortführungsfähige Praxis besteht, ist auf
die Berufsausübungsgemeinschaft als
Ganzes und nicht auf den einzelnen Arzt
abzustellen (vgl. BSG, Urteil vom
27.06.2018, Az B 6 KA 46/17 R).

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 38 KA 301/17
Datum 17.06.2020

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Die Klagen werden abgewiesen.

II. Die KlÃ¤ger tragen die Kosten der Verfahren einschlieÃ�lich der
auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen zu 1.

Tatbestand:

Die Anfechtungsklage der Krankenkassen (KlÃ¤ger) richtete sich zunÃ¤chst gegen
die Entscheidung des Zulassungsausschusses (Beklagter) vom 14.06.2017. Damit
wurde dem Antrag der Beigeladenen zu 1 auf DurchfÃ¼hrung des
Nachbesetzungsverfahrens stattgegeben. Die Beigeladene zu 1 war und ist als
FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin mit einem vollen Versorgungsauftrag
zugelassen und befindet sich mit ihrem Ehemann in Gemeinschaftspraxis in einem
fÃ¼r diesen Bereich Ã¼berversorgten Gebiet. In dem streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheid vertrat der Beklagte die Auffassung, die Voraussetzungen fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Nachbesetzungsverfahrens nach Â§ 103 Abs. 3a SGB V seien
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erfÃ¼llt. Im Planungsbereich (B-Stadt) gebe es zwar eine Ã�berversorgung mit
einem Versorgungsgrad von 137,1 %. Die VersorgungstÃ¤tigkeit der Antragstellerin
sei jedoch nicht so gering einzuschÃ¤tzen, dass eine vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit
nicht oder nicht mehr in nennenswertem Umfang ausgeÃ¼bt worden wÃ¤re. Die
Praxis sei fortfÃ¼hrungsfÃ¤hig, obwohl sie im Durchschnitt 44,3 FÃ¤lle im Quartal
bei einer Wochenarbeitszeit von 1,4 Stunden gegenÃ¼ber einer
Wochenstundenzahl von 40,3 Stunden bei der Fachgruppe behandele, was lediglich
5 % des Fachgruppendurchschnitts entspreche. Die Nachbesetzung sei aus
VersorgungsgrÃ¼nden nach Â§ 103 Abs. 3a S. 3 erster HS. erforderlich. Der
RÃ¼ckgang der Fallzahlen sei auf die Erkrankung der Antragstellerin
zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Die Patienten der Antragstellerin seien von dem Ehemann der
Antragstellerin mitversorgt worden. Zu berÃ¼cksichtigen sei ferner, dass die
Gemeinschaftspraxis eine besondere Patientenstruktur aufweise, die es notwendig
mache, die Praxis an einen Nachfolger zu Ã¼bergeben, um den Betrieb der
Hausarztpraxis langfristig sicherzustellen.

Dagegen legten die Krankenkassen Klagen zum Sozialgericht MÃ¼nchen ein. Sie
vertreten die Auffassung, der Bescheid des Zulassungsausschusses vom 14.06.2017
sei rechtswidrig.

Die KlÃ¤gerin zu 1 fÃ¼hrte aus, es handle sich um keine fortfÃ¼hrungsfÃ¤hige
Praxis mehr, da die Arbeitszeit von 1 bis 2 Stunden pro Woche (3 % bis 5,2 % unter
dem Fachgruppendurchschnitt) keine nennenswerte vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit
darstelle. In dem Zusammenhang sei auf eine Entscheidung des
Landessozialgerichts Bayern vom 08.04.2013 (Az. L 12 KA 82/11) hinzuweisen. Das
Gericht gehe davon aus, dass bei weniger als 10 % der Fallzahl des
Fachgruppendurchschnitts die Zulassung entzogen werden kÃ¶nne. Zu beachten sei
auch, dass die gemeinsamen BehandlungsfÃ¤lle der Gemeinschaftspraxis ebenfalls
weit unterdurchschnittlich seien. Es sei nicht zu erkennen, dass der Ehemann der
Beigeladenen zu 1 deren BehandlungsfÃ¤lle mitversorge. Die vom
Zulassungsausschuss behauptete Versorgungsrelevanz des Vertragsarztsitzes sei
weder plausibel noch nachvollziehbar. Es gebe im Planungsbereich B-Stadt zwei
Arztpraxen, deren Fallzahlen weit unter dem Fachgruppendurchschnitt lÃ¤gen und
die deshalb genÃ¼gend KapazitÃ¤ten aufwiesen, um die geringe Anzahl der
Patienten der Beigeladenen zu 1 "auffangen" zu kÃ¶nnen.

Auch die KlÃ¤gerin zu 2 vertrat die Auffassung, die Praxis sei nicht
fortfÃ¼hrungsfÃ¤hig. So gebe es keine Versorgungrelevanz, da weder ein
quantitativer, noch ein qualitativer Versorgungsbedarf bestehe. Die Feststellungen
des Zulassungsausschusses seien mangelhaft. Auch im Quartal 2/18 habe die
Beigeladene zu 1 lediglich 21 FÃ¤lle behandelt. Es sei nicht unwahrscheinlich, dass
die Beigeladene zu 1 nach wie vor einen Praxisnachfolger suche und damit die
RechtmÃ¤Ã�igkeit des streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheides des Beklagten weiterhin
relevant und zu klÃ¤ren sei. Zur vom Zulassungsausschuss behaupteten
besonderen Praxisstruktur wurde ausgefÃ¼hrt, diese sei vom Zulassungsausschuss
nicht nÃ¤her aufgezeigt worden. MÃ¶gliche Interessen des BAG-Partners spielten
genauso wenig eine Rolle, wie die GrÃ¼nde fÃ¼r eine niedrige Fallzahl (Erkrankung
der Beigeladenen zu 1). Kriterien, die unmittelbar die Versorgungssituation
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betrÃ¤fen, dÃ¼rften in die Entscheidungsfindung nicht mit einflieÃ�en. Im Ã�brigen
hÃ¤tte die ZurÃ¼ckweisung des Antrags fÃ¼r die Beigeladene zu 2 keine
besondere HÃ¤rte bedeutet, da diese bei Ablehnung des Antrags ein
EntschÃ¤digungsrecht gehabt hÃ¤tte (Â§ 103 Abs. 3a S. 13 SGB V).

Der ProzessbevollmÃ¤chtigter der Beigeladenen zu 1 vertrat dagegen die
Auffassung, es bestehe sehr wohl eine FortfÃ¼hrungsfÃ¤higkeit. Denn die
Scheinzahl je Teilnehmer betrage zwischen 175 und 180 Patienten pro Quartal.
AuÃ�erdem wÃ¼rden VersorgungsgrÃ¼nde vorliegen. Es sei zu erwarten, dass ein
potentieller Praxisnachfolger die bestehende Versorgungssituation zusÃ¤tzlich
verbessern kÃ¶nne.

Im ErÃ¶rterungstermin am 05.10.2019 wurde die Sach- und Rechtslage mit den
Beteiligten besprochen. Der Beklagte Ã¼bergab einen Fax-Kurzbrief der
Beigeladenen zu 1 vom 16.10.2017. Daraus ergebe sich, dass der Antrag auf
DurchfÃ¼hrung der Nachbesetzung von der Beigeladenen zu 1 zurÃ¼ckgezogen
worden sei. Die ErwÃ¤hnung der "Erkrankung" der Beigeladenen zu 1 im
angefochtenen Bescheid habe nur dazu gedient, aufzuzeigen, warum die Fallzahl so
niedrig sei. Dass auch die Fallzahl des Ehemannes der Beigeladenen zu 1
unterdurchschnittlich sei, sei dem besonderen Patientengut (Patienten, die sich in
der Methadontherapie befinden) geschuldet. Im Ã�brigen sei ein Hausarztsitz im
Planungsbereich an "nephrocare" "gegangen", sodass dort eine hausÃ¤rztliche
TÃ¤tigkeit de facto nicht stattfinde. Im Ã�brigen bestehe auch ein Interesse daran,
Gemeinschaftspraxen im Bereich der allgemeinÃ¤rztlichen Versorgung fÃ¼r die
Zukunft zu erhalten. Der Beklagte wies darauf hin, es seien schon verschiedentlich
Verfahren durchgefÃ¼hrt und entschieden worden, in denen es ebenfalls um die
Frage der FortsetzungsfÃ¤higkeit einer Praxis gegangen sei (S 28 KA 84/18, S 38 KA
535/17 und S 49 KA 949/18).

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der Beigeladenen zu 1 fÃ¼hrte aus,
Gemeinschaftspraxen seien anders zu beurteilen als Einzelpraxen. Es gebe 90 %
gemeinsame Patienten. Bereits aus diesem Grund sei eine Vergleichbarkeit nicht
gegeben. Wegen der Patientenstruktur (Patienten die sich in Methadonbehandlung
befinden und multimorbide Patienten) sei darÃ¼ber hinaus ebenfalls eine
Vergleichbarkeit nicht gegeben. Die RÃ¼cknahme des Antrags auf DurchfÃ¼hrung
des Nachbesetzungsverfahrens fÃ¼hre zur Beendigung des ganzen
Verwaltungsverfahrens.

Im Nachgang zum ErÃ¶rterungstermin vom 15.10.2019 teilten die KlÃ¤ger
schriftsÃ¤tzlich und in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 17.06.2020 mit, die
ursprÃ¼ngliche Anfechtungsklage werde nicht mehr aufrechterhalten. Die Klage
werde in eine sogenannte Fortsetzungsfeststellungsklage umgestellt. Das hierfÃ¼r
erforderliche Fortsetzungsfeststellungsinteresse sei vorhanden. Denn die
Ã¤uÃ�eren Rahmenbedingungen im Ã¼berversorgten Planungsbereich seien gleich
geblieben, sodass Wiederholungsgefahr bestehe. Im Ã�brigen gebe es eine aktuelle
Entscheidung des Zulassungsausschusses Oberbayern vom 23.10.2019 (Az. ZUL A
49834). Bei dieser sei ebenfalls Gegenstand die DurchfÃ¼hrung eines
Nachbesetzungsverfahrens gewesen bei Fallzahlen und Wochenarbeitszeit unter 10
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% bzw. knapp Ã¼ber 10 % des Fachgruppendurchschnitts. Ferner gebe es weitere
Klageverfahren beim Sozialgericht MÃ¼nchen unter den Aktenzeichen S 28 KA
338/19 und S 20 KA 126/19. Die KlÃ¤ger wÃ¼rden sich auch durch die
Entscheidung des Sozialgerichts MÃ¼nchen unter dem Aktenzeichen S 38 KA
135/17 vom 09.07.2019 bestÃ¤tigt fÃ¼hlen.

Der Bescheid des Zulassungsausschusses sei rechtswidrig. Zwar sei nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG, Urteil vom 27.06.2018, Az. B 6 KA
46/17 R) auf die Fallzahlen der Gemeinschaftspraxis abzustellen. Dies sei jedoch
zum Zeitpunkt der Entscheidung des Zulassungsausschusses noch nicht bekannt
gewesen. Der Sachverhalt, wie er der Entscheidung des Bundessozialgerichts
zugrunde gelegen habe, sei aber mit dem hier zugrundeliegenden Sachverhalt nicht
vergleichbar. Denn dort habe die Gemeinschaftspraxis weit Ã¼berdurchschnittliche
Fallzahlen (das Dreifache des Durchschnitts) aufgewiesen, wÃ¤hrend die
Gemeinschaftspraxis der Beigeladenen zu 1 zusammen mit deren Ehemann, was
die Fallzahlen betreffe, weit unter dem Durchschnitt der Fachgruppe gelegen habe
(ein Drittel der Fachgruppe). Das Bundessozialgericht habe in der genannten
Entscheidung unter anderem ausgefÃ¼hrt: "Bei deutlich unterdurchschnittlicher
Fallzahl fÃ¼hre dies dazu, dass ein Vertragsarztsitz in einer BAG als nicht mehr
erforderlich angesehen werde."

Soweit vorgetragen worden sei, dass der Ehemann der Beigeladenen zu 1
"Methadon-Therapie" durchfÃ¼hre, sei darauf hinzuweisen, dass nach Â§ 10 Abs. 4
der Nr. 2 Anlage I der MVV-RTL nicht mehr als 50 OpiatabhÃ¤ngige gleichzeitig
behandelt werden sollten. Die KlÃ¤ger gingen davon aus, dass die FÃ¤lle aus der
"Methadon-Therapie" nicht ausschlaggebend sein kÃ¶nnten, um die niedrigen
Fallzahlen zu begrÃ¼nden. Auch im Quartal 4/19 habe die Gemeinschaftspraxis
wenige FÃ¤lle, nÃ¤mlich lediglich 277 FÃ¤lle abgerechnet, wÃ¤hrend die Fallzahl
der Vergleichsgruppe bei 770 FÃ¤llen gelegen habe. In dem angefochtenen
Bescheid des Zulassungsausschusses werde nicht deutlich, warum eine besondere
Praxisstruktur vorliegen sollte, und woraus sich die Versorgungsrelevanz ergeben
solle. Der Beklagte habe hier lediglich eine floskelhafte BegrÃ¼ndung abgegeben.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der Beigeladenen zu 1 machte zum
Feststellungsinteresse darauf aufmerksam, dass an sich jedes Verfahren sowohl
tatsÃ¤chliche als auch rechtliche Unterschiede aufweise. Er trug vor, es handle sich
um ein Antragsverfahren, initiiert durch die Beigeladene zu 1. Die Entscheidung des
Zulassungsausschusses hÃ¤nge davon ab, was die Antragstellerin wolle. So kÃ¶nne
auch nach Bestandskraft der Entscheidung des Zulassungsausschusses der Antrag
zurÃ¼ckgenommen werden. Das Sicherstellungsinteresse der KlÃ¤ger beziehe sich
auf den konkreten Fall. Ein neuer Antrag durch die Beigeladene zu 1 zum
Zulassungsausschusses sei nicht zu erwarten, sodass das Feststellungsinteresse
entfalle. Die Fortsetzungsfeststellungsklage sei kein Instrument, den
Zulassungsausschusses hinsichtlich einer bestimmten Rechtsauffassung zu
"erziehen". Soweit auf Â§ 10 Abs. 4 der Nr. 2 Anlage I der MVV-RTL Bezug
genommen werde, sei darauf hinzuweisen, dass diese Richtlinien nicht mehr
existent seien. Was die niedrige Fallzahl betreffe, so sei diese auf die Behandlung
vieler multimorbider Patienten und Patienten zurÃ¼ckzufÃ¼hren, die sich in
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"Methadon-Therapie" befÃ¤nden. Praxen, die sich schwerpunktmÃ¤Ã�ig darauf
spezialisiert hÃ¤tten, liefen hÃ¤ufig Gefahr, bei bestimmten Abrechnungsziffern (so
zum Beispiel bei der GOP 35100) in WirtschaftlichkeitsprÃ¼fungen zu geraten.

Nach Auffassung des Beklagten erscheine ein berechtigtes Interesse fraglich. Denn
die Sachlage sei eine andere, als sich diese im Jahr 2017 zum Zeitpunkt der
Entscheidung des Zulassungsausschusses dargestellt habe. Die Beigeladene zu 1
sei wieder arbeitsfÃ¤hig und behandle wieder GKV-Patienten, sodass nunmehr
andere Fallzahlen vorliegen wÃ¼rden. Was die "Methadon-Therapie" betreffe, so
behandle der Ehemann der Beigeladenen zu 1 ca. 50-70 Methadon- Patienten pro
Quartal, die in der Praxis 1-mal wÃ¶chentlich erschienen.

Die KlÃ¤ger stellten folgende Antrag: "Es wird festgestellt, dass der Beschluss des
Zulassungsausschusses Oberbayern vom 14.06.2017 (Az.: ) rechtswidrig war."

Die Beklagtenvertreterin beantragte, die Klagen kostenpflichtig abzuweisen.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der Beigeladenen zu 1 beantragte, die Klagen
abzuweisen und dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten aufzuerlegen.
Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung war die Beklagtenakte.
Im Ã�brigen wird auf den sonstigen Akteninhalt, insbesondere die SchriftsÃ¤tze der
Beteiligten, sowie die Niederschrift Ã¼ber den ErÃ¶rterungstermin vom 15.10.2019
und die Niederschrift Ã¼ber die mÃ¼ndliche Verhandlung vom 17.06.2020
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zum Sozialgericht MÃ¼nchen eingelegte(n) Fortsetzungsfeststellungsklage(n)
ist (sind) zulÃ¤ssig, erweist/erweisen sich jedoch als unbegrÃ¼ndet.

Die ursprÃ¼ngliche(n) Anfechtungsklage(n) vom 18.07.2017 nach Â§ 54 Abs. 1 SGB
war(en) zulÃ¤ssig, hat(haben) sich jedoch dadurch erledigt, dass die Beigeladene zu
1 ihren Antrag auf DurchfÃ¼hrung des Nachbesetzungsverfahrens mit Fax-Kurzbrief
vom 16.10.2017 zurÃ¼ckgenommen hat. Nach der Entscheidung des
Bundessozialgerichts (BSG, Urteil vom 12.02.2020, Az. B 6 KA 19/18 R) findet das
Nachbesetzungsverfahren seinen Abschluss mit der regelmÃ¤Ã�igen Zulassung des
Praxisnachfolgers. Bis dahin ist eine RÃ¼cknahme des Antrags auf DurchfÃ¼hrung
des Nachbesetzungsverfahrens mÃ¶glich. Die Anfechtungsklage(n) wurde(n) damit
unzulÃ¤ssig. Bei Erledigung durch AntragsrÃ¼cknahme sieht Â§ 131 Abs. 1 S. 3
SGG vor (Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, Komment. zum SGG, Rn 7a zu Â§ 131),
dass das Gericht auf Antrag ausspricht, der Verwaltungsakt sei rechtswidrig
gewesen (sog. Fortsetzungsfeststellungsklage).

Voraussetzung ist aber ein berechtigtes Interesse an der Feststellung, ein
sogenanntes Fortsetzungsfeststellungsinteresse (Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer,
Komment. zum SGG, Rn 10 zu Â§ 131). Davon ist u.a. auszugehen, wenn eine
Wiederholungsgefahr besteht, d.h., wenn eine bestimmte konkrete Gefahr der
Wiederholung bei im Wesentlichen unverÃ¤nderten tatsÃ¤chlichen und rechtlichen
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UmstÃ¤nden droht (vgl. BSG, Urteil vom 11.12.2002, Az. B 6 KA 32/01 R; SG Berlin,
Urteil vom 10.07.2019, Az. S 83 KA 264/17). Nicht ausreichend ist dagegen die
abstrakte Gefahr, dass eine vergleichbare Situation erneut entsteht.

Die Wiederholungsgefahr kÃ¶nnte darin bestehen, dass die beigeladene
VertragsÃ¤rztin erneut einen Antrag auf DurchfÃ¼hrung des
Nachbesetzungsverfahrens nach Â§ 103 Abs. 3a SGB V stellt und dann der
Zulassungsausschuss diesem Antrag abermals stattgibt. Nach dem Vorbringen des
ProzessbevollmÃ¤chtigten der Beigeladenen zu 1 ist aber ein solcher Antrag vorerst
nicht zu erwarten. Die VertragsÃ¤rztin hat auch ihre TÃ¤tigkeit wieder
aufgenommen, sodass sich der Sachverhalt mit anderen Fallzahlen im Vergleich zur
Situation im Jahr 2017 anders darstellen wÃ¼rde. Insofern sind die tatsÃ¤chlichen
und rechtlichen UmstÃ¤nde verÃ¤ndert, sodass eine Wiederholungsgefahr unter
diesem Gesichtspunkt zu verneinen wÃ¤re. Es stellt sich aber die Frage, ob es
ausreicht, wenn bei anderen VertragsÃ¤rzten, die ebenfalls sehr niedrige Fallzahlen
aufweisen und Antrag auf DurchfÃ¼hrung des Nachbesetzungsverfahren stellen, zu
erwarten ist, dass der beklagte Zulassungsausschuss ebenfalls solchen AntrÃ¤gen
stattgibt. Nach Auffassung des Gerichts ist auf die Sichtweise der KlÃ¤ger, hier der
Krankenkassen abzustellen. Diesen obliegt nach Â§ 72 Abs. 1 SGB V ebenfalls ein
Sicherstellungsauftrag. Eine Wiederholungsgefahr ist deshalb auch dann zu
bejahen, wenn bei Ã¤hnlichen Konstellationen, auch wenn es um die
DurchfÃ¼hrung des Nachbesetzungsverfahrens auf Antragstellung anderer
VertragsÃ¤rzte geht, bei im Wesentlichen unverÃ¤nderten tatsÃ¤chlichen und
rechtlichen UmstÃ¤nden zu erwarten ist, dass der Zulassungsausschuss in gleicher
Weise positiv entscheidet. Damit ist die MÃ¶glichkeit eines wiederholten Auftretens
der Rechtsfrage nicht entfernt liegend, vielmehr zeichnet sie sich konkret ab. Im
Ã�brigen hÃ¤tte eine gegenteilige Auffassung zur Folge, dass den Krankenkassen
die MÃ¶glichkeit einer Fortsetzungsfeststellungsklage nach Â§ 131 Abs. 1 S. 3 SGG
verschlossen bliebe.

Wie von den KlÃ¤gern vorgetragen, gibt es aktuell auch eine positive Entscheidung
des Zulassungsausschusses Oberbayern vom 23.10.2019 (Az. ZUL A 49834), bei der
ebenfalls Gegenstand die DurchfÃ¼hrung eines Nachbesetzungsverfahrens bei
Fallzahlen und Wochenarbeitszeit unter 10 % bzw. knapp Ã¼ber 10 % des
Fachgruppendurchschnitts gewesen ist. Ferner sind Klageverfahren beim
Sozialgericht MÃ¼nchen unter den Aktenzeichen S 28 KA 338/19 und S 20 KA
126/19 anhÃ¤ngig, in denen unterschiedliche Auffassungen zur
FortsetzungsfÃ¤higkeit und Versorgungsrelevanz von Vertragsarztsitzen bestehen.
Damit hat sich die Wiederholungsgefahr sogar realisiert, sodass weitere derartige
Entscheidungen des beklagten Zulassungsausschusses zu erwarten sind.

Die Fortsetzungsfeststellungsklage ist jedoch unbegrÃ¼ndet.

Rechtsgrundlage fÃ¼r das Nachbesetzungsverfahren ist Â§ 103 Abs. 3a SGB V
i.V.m. Â§ 103 Abs. 4 SGB V. Nach gefestigter Rechtsprechung steht den
Zulassungsgremien zur Beurteilung der VersorgungsgrÃ¼nde ein gerichtlich nur
eingeschrÃ¤nkt Ã¼berprÃ¼fbarer Beurteilungsspielraum zu. Die gerichtliche
Kontrolle beschrÃ¤nkt sich darauf, ob "der Verwaltungsentscheidung bezÃ¼glich
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des Vorliegens der Notwendigkeit einer Nachbesetzung aus VersorgungsgrÃ¼nden
im Rahmen des Â§ 103 Abs. 3a Satz 3 SGB V unter anderem ein vollstÃ¤ndig
ermittelter Sachverhalt zu Grunde liegt, ob die durch die Auslegung des Begriffs
"Erforderlichkeit aus VersorgungsgrÃ¼nden" zu ermittelnden Grenzen eingehalten
und ob die SubstitutionserwÃ¤gungen so hinreichend in der BegrÃ¼ndung der
Entscheidung verdeutlicht wurden, dass im Rahmen des MÃ¶glichen die zu
treffende Anwendung des BeurteilungsmaÃ�stabes erkennbar und nachvollziehbar
ist" (vgl. SG NÃ¼rnberg, Urteil vom 20.03.2014, Az. S 1 KA 46/13).Ein solcher
gerichtlich eingeschrÃ¤nkter Beurteilungsspielraum besteht auch hinsichtlich der
Voraussetzung, ob eine Praxis fortfÃ¼hrungsfÃ¤hig ist. GrundsÃ¤tzlich ist ein
Hinzutreten weiterer Ã�rzte in Ã¼berversorgten Planungsbereichen
ausgeschlossen. Indem der Gesetzgeber mit Â§ 103 Abs. 3a SGB V i.V.m. Â§103
Abs. 4 SGB V die MÃ¶glichkeit geschaffen hat, dass bestehende Vertragsarztsitze in
Ã¼berversorgten Gebieten unter bestimmten Voraussetzungen nachbesetzt werden
kÃ¶nnen, trÃ¤gt er den finanziellen Interessen des abgebenden Vertragsarztes bzw.
seiner Erben Rechnung (BSG, Urteil vom 11.12.2013, B 6 KA 49/12 R). Das
Nachbesetzungsverfahren stellt aber eine Ausnahme dar. Da eine
Kommerzialisierung des Vertragsarztsitzes vom Gesetzgeber nicht gewollt ist, sind
die Kriterien fÃ¼r eine Nachbesetzung eng zu fassen. Eine Nachbesetzung eines
Vertragsarztsitzes in Ã¼berversorgten Regionen kommt nur dann in Betracht, wenn
die Praxis fortfÃ¼hrungsfÃ¤hig ist und zudem VersorgungsgrÃ¼nde bestehen.
Andere Kriterien, auch solche, die in der SphÃ¤re des Vertragsarztes liegen wie z.B.
dessen Erkrankung mit der Folge niedriger Fallzahlen und Interessen eines
verbleibenden Mitgliedes in der Praxis, sind im Zusammenhang mit der
DurchfÃ¼hrung des Nachbesetzungsverfahrens irrelevant.

Eine FortfÃ¼hrungsfÃ¤higkeit einer Praxis besteht nur dann, wenn ein
Praxissubstrat vorhanden ist, d.h., in der abgebenden Praxis eine "TÃ¤tigkeit in
nennenswertem Umfang" stattgefunden hat (BSG, Beschluss vom 05.06.2013, Az. B
6 KA 2/13 B).

Im Zusammenhang mit Zulassungsentziehungsverfahren (Zulassungsentzug wegen
NichtausÃ¼bung der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit nach Â§ 95 Abs. 6 SGB V, Â§ 27
Ã�rzte-ZV) wurde die Ansicht vertreten, Fallzahlen eines Arztes unter 10 % der
Fallzahlen der Vergleichsgruppe seien einer NichtausÃ¼bung der
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit gleichzusetzen (vgl. Landessozialgericht Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 20.10.2010, Az. L 5 KA 2155/09; SG MÃ¼nchen, Urteil
vom 2.10.2018, Az. S 38 KA 58/18). Die Frage stellt sich allerdings, ob diese
Kriterien, entwickelt im Zusammenhang mit Zulassungsentziehungsverfahren auch
auf Nachbesetzungsverfahren zu Ã¼bertragen sind. Sowohl Zulassungsentzug, als
auch die Versagung einer Nachbesetzung eines Vertragsarztsitzes stellen Eingriffe
in die Grundrechte dar. So handelt es sich bei einem Zulassungsentzug um einen
erheblichen Eingriff in die Rechte aus Art. 12 Grundgesetz, so dass hier strenge
Anforderungen an die Kriterien zu stellen sind, die einen Zulassungsentzug nach Â§
95 Abs. 6 SGB V i.V.m. Â§ 27 Ã�rzte-ZV begrÃ¼nden kÃ¶nnen. Da bei Versagung
der DurchfÃ¼hrung eines Nachbesetzungsverfahrens ein Anspruch auf
EntschÃ¤digung in HÃ¶he des Verkehrswertes gegen die KassenÃ¤rztliche
Vereinigung nach Â§ 103 Abs.3 S. 13 SGB V besteht, ist hier die EingriffsintensitÃ¤t
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deutlich geringer, geht man gleichwohl von einem Eingriff in Grundrechte aus.
Folglich spricht nichts dagegen, die zum Zulassungsentzug (Annahme der
NichtausÃ¼bung der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit) fÃ¼hrenden Fallzahlen
grundsÃ¤tzlich auch auf die DurchfÃ¼hrung des Nachbesetzungsverfahrens
anzuwenden. Nach Auffassung des Gerichts kÃ¶nnten bei WÃ¼rdigung der
geringeren EingriffsintensitÃ¤t und Beachtung des Grundsatzes der
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit sogar hÃ¶here Fallzahlen (Ã¼ber 10 % der Fallzahlen der
Vergleichsgruppe) die Versagung der DurchfÃ¼hrung des
Nachbesetzungsverfahrens rechtfertigen, wÃ¤hrend sie fÃ¼r den Entzug der
Zulassung nicht ausreichen wÃ¼rden.

Auf die Festlegung konkreter Indikatoren (z.B. konkrete Fallzahlen, konkrete
Arbeitsstunden), ab denen von einer FortfÃ¼hrungsfÃ¤higkeit auszugehen ist,
kommt es â�� stellt man allein auf die Fallzahlen der abgebenden VertragsÃ¤rztin
ab â�� hier aber letztendlich nicht an. Denn mit einer Arbeitszeit von 1 bis 2
Stunden pro Woche (entspricht 3 % bis 5,2 % des Fachgruppendurchschnitts) kann
schwerlich eine vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit in nennenswertem Umfang
angenommen werden. Vielmehr deuten diese Zahlen darauf hin, dass kein
ausreichendes Praxissubstrat vorhanden ist.

Nach Auffassung des Bundessozialgerichts (BSG, Urteil vom 27.06.2018, Az. B 6 KA
46/17 R), der die hier erkennende Kammer folgt, ist aber fÃ¼r die Frage, ob eine
fÃ¼r die Nachbesetzung eines Vertragsarztsitzes in einer
BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft fortfÃ¼hrungsfÃ¤hige Praxis besteht, auf die
BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft als Ganzes und nicht auf den einzelnen Arzt
abzustellen. Darauf, ob diese Rechtsauffassung des BSGÂ´s zum Zeitpunkt der
Entscheidung des beklagten Zulassungsausschusses bekannt war oder nicht,
kommt es nicht an. Im vom Bundessozialgericht entschiedenen Verfahren wies die
BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft deutlich Ã¼ber dem Durchschnitt liegende
Fallzahlen (dreifache) auf. Das Bundessozialgericht betonte, dass deutlich
unterdurchschnittlich Fallzahlen einer BAG, gemessen an der Zahl ihrer Mitglieder
dazu fÃ¼hren kÃ¶nnten, dass ein Vertragsarztsitz in der BAG als nicht mehr
erforderlich angesehen wird. Bei Anwendung dieser Rechtsgedanken auf das
streitgegenstÃ¤ndliche Verfahren ist festzustellen, dass auch die Fallzahlen der
Gemeinschaftspraxis weit unterdurchschnittlich sind. Sie betragen nÃ¤mlich
lediglich ein Drittel der Fallzahlen der Vergleichsgruppe. Auch wenn man auf die
Fallzahlen der BAG abstellt, wÃ¤re es somit rechtlich nicht zu beanstanden, dem
Vertragsarztsitz der Beigeladenen zu 1 die Erforderlichkeit abzusprechen. In diesem
Fall bestÃ¼nden erhebliche Zweifel an der Versorgungsrelevanz. Voraussetzung ist
allerdings, dass die BAG mit der Vergleichsgruppe der Allgemeinarztpraxen
vergleichbar ist. Hierzu hat der beklagte Zulassungsausschuss lediglich auf die
"besondere Praxisstruktur" der BAG hingewiesen, ohne hierzu nÃ¤here
AusfÃ¼hrungen zu machen. Die Entscheidung des Zulassungsausschusses vom
14.06.2017 ist angesichts der von ihm festgestellten Fallzahlen und der pauschalen
BegrÃ¼ndung Ã¼berraschend und die im Rahmen des MÃ¶glichen zu treffende
Anwendung des BeurteilungsmaÃ�stabes weder erkennbar, noch nachvollziehbar
(vgl. SG NÃ¼rnberg, Urteil vom 20.03.2014, Az. S 1 KA 46/13). Damit liegt ein
BegrÃ¼ndungsdefizit (Â§ 35 SGB X) vor, was zunÃ¤chst zur Rechtswidrigkeit des

                             9 / 10

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2046/17%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2046/17%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%201%20KA%2046/13
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/35.html


 

Bescheides fÃ¼hrt.

Nach Â§ 41 Abs. 1 Ziff. 2 SGB X i.V.m. Â§ 41 Abs. 2 SGB X ist die Verletzung von
Verfahrens-oder Formvorschriften, die nicht den Verwaltungsakt nach Â§ 40 nichtig
macht, aber unbeachtlich, wenn die erforderliche BegrÃ¼ndung nachtrÃ¤glich
gegeben wird. Die Handlungen kÃ¶nnen bis zur letzten Tatsacheninstanz eines
sozial-oder verwaltungsgerichtlichen Verfahrens nachgeholt werden. Eine solche
Heilung des ursprÃ¼nglich rechtswidrigen Verwaltungsaktes ist eingetreten. Denn
der beklagte Zulassungsausschuss hat unter anderem im ErÃ¶rterungstermin am
15.10.2019 und auch schriftsÃ¤tzlich (Schreiben vom 02.12.2019) ausgefÃ¼hrt, die
niedrige Fallzahl auch des Ehemanns der Beigeladenen zu 1 sei der Praxisstruktur
und dem Patientengut geschuldet. Es handle sich um die Behandlung von
multimorbiden Patienten und Patienten, bei denen eine "Methadon-Therapie" (ca.
50-70 Methadon-Patienten pro Quartal) stattfinde. Auch der Einlassung des
ProzessbevollmÃ¤chtigten der Beigeladenen zu 1 ist zu entnehmen, dass diese
Patientenzahl vom Ehemann der Beigeladenen zu 1, der eine Genehmigung zur
Vornahme der Substitutionstherapie besitzt, mindestens einmal wÃ¶chentlich
behandelt wird. In dem Zusammenhang werde auch die
GebÃ¼hrenordnungsposition (GOP 35100) in Ansatz gebracht. Es ist daher
nachvollziehbar, dass die Fallzahlen des Ehemanns der Beigeladenen zu 1, aber
auch die Fallzahlen der Gemeinschaftspraxis insgesamt deutlich
unterdurchschnittlich sind und sich insofern ein Vergleich mit der Fachgruppe der
AllgemeinÃ¤rzte verbietet. Auch eine Mitversorgung von Patienten der
Beigeladenen zu 1 durch deren Ehemann ist nicht auszuschlieÃ�en. Insgesamt kann
eine verlÃ¤ssliche Aussage darÃ¼ber, ob die niedrigen Fallzahlen gegen eine
Versorgungsrelevanz sprechen oder nicht, bei dieser Sachlage nicht getroffen
werden.

Aus den genannten GrÃ¼nden ist(sind) die Fortsetzungsfeststellungsklage(n) der
KlÃ¤ger nicht begrÃ¼ndet.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1 VwGO sowie
auf Â§ 197a SGG i.V.m. Â§ 162 Abs. 3 VwGO.

Erstellt am: 15.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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